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S.D.Fürst Franz Josef IL :i Meine Rede richtet sich 
•y • I' 

an das liechtensteinische yolk 
Offene Worte des  Landesfürsten zur  Eröffnung der Legislaturperiode des  n e u e n  Landtages 
In festlichem Rahmen fand gestern 
Mittwochvormittag die Eröffnung 
des neuen Landtages durch S. D. 
Fürst Franz Josef IL von Liechten­
stein statt. In der konstituierenden 
Sitzung, die von Alterspräsident Jo­
hann Beck (VIJ) sehr umsichtig und 
speditiv geleitet wurde wählte der 
Landtag Dr. Gerard B a 11 i n e r 
(FBP) einstimmig zum neuen Präsi­
denten. Im Anschluss an die Eröff­
nung fand die erste Arbeitssitzung 
des Landtages statt, in der die Mit­
glieder der neuen Regierung mit 
Regierungschef Dr. Walter K i e -
b e r an der Spitze gewählt wurden. 
Ebenfalls gestern Mittwoch legte 
Dr. Kieber den Amtseid in die Hand 
des Landesfürsten ab. Sowohl die 
Eröffnungs- und Arbeitssitzung, 
Uber die wir im Einzelnen in un­
serer Samstagausgabe ausführlicher 
berichten werden, standen im Zei­
chen des guten Willens zur Zusam­
menarbeit. Alle Beschlüsse wurden 
bei offener Wahl einstimmig gefällt. 

Lesen Sie nachstehend die Thron­
rede S. D. Fürst Franz Josef II. im 
Wortlaut: ~ 
«Die Liechtensteiner als Bürger 
eines kleinen Landes können sich 
glücklich schätzen, dass sie eine 
grosse Familie bilden. Meine 
Ansprache zur Landtagseröffnung 
fasse ich daher nicht im Sinne einer 
Parlamentseröffnungsrede auf, wie 
diese in grossen Staaten gebräuch­
lich ist. Es ist die Rede des Ober­
hauptes einer grossen Familie, wel­
che weniger die laufende Politik 
berührt, als mir wichtig erscheinen­
de und in die Zukunft weisende 
Fragen darlegt. Meine Rede richtet 
sich über den Landtag hinaus an 
das ganze liechtensteinische Volk. 
Ich habe es seit Jahren so gehalten 
und sind meine Worte in diesem 
Sinne aufzufassen. 

Eigenheim als 
Vermögensgrundlage 
Wir  sind hier in Liechtenstein 
davon überzeugt, dass der Staat die 
Volkswohlfahrt zu fördern hat und 
in der Verfassung kommt auch ein 
entsprechender Passus vor. Wir  
müssen uns aber vor Augen halten, 
dass die inflationäre Entwicklung in 
den letzten Jahren diese Einstel­
lung ad  absurdum führen könnte. 
Die Volkwohlfahrt setzt voraus, 
dass jeder Bürger, welcher entspre­
chende Vorsorge leistet, im Verlau­
fe der Jahre  sich ein wenn auch be­
scheidenes Vermögen erwirtschaf­
ten '-kann und damit ein selbstän­
diger freier Bürger bleibt, ohne 
allzu sehr auf staatliche Hilfe ange­
wiesen zu sein. Die Inflation be­
deutet aber, dass nach einer Reihe 
von Jahren  das ersparte Geld 
dahinschwindet. Für Leute, die kein 

Seine Durchlaucht Fürst Franz Josef II. während der Thronrede zur Land­
tagseröffnung. (Bild: Xaver  Jehle) 

grosses Vermögen haben und nicht 
in Industriepapiere oder andere 
Werte  ausweichen können, bleibt 
nur die Möglichkeit, sich ein 
eigenes Heim zu Sichern. Die Vor­
aussetzung dafür ist nicht nur eine 
entsprechend klug durchgeführte 
Subventionsregelung und Kredit­
erleichterung, sondern auch die Be­
schaffung des Baugrundes. Daher 
leuchtet es ein, dass die notwendi­
gen Gelder zwecks Subventionie­
rung für die öffentliche Hand vor­
handen sein müssen. 

Höhere Besteuerung 
des Grundbesitzes 
Einzelpersonen oder juristische 
Personen mit entsprechendem 
Vermögen und Einkommen, welche 
grosses Bauland in der Bauzone 
besitzen, müssen diesbezüglich auf 
jeden Fall höher als bis jetzt 
besteuert werden.- Auf dle-o'Woi'so 
stehen dem Staat mehr Mittel zur 

Verfügung für die Finanzierung der 
Bauvorhaben und gleichzeitig 
kommt Bauland in den Kaufver­
kehr. 

Wie ich schon in einer früheren 
Landtagsrede erwähnt habe, wird 
sich auf längere Dauer gesehen, 
eine Lösung aufdrängen, in der  das 
Land und die Gemeinden gemein­
sam für die sozialen Formen des 
Eigentumswohnens Bauland er-
schliessen. Es gibt im Lande Ge­
meinden, die noch grosse Möglich­
keiten in dieser Beziehung haben, 
während andere Gemeinden kaum 
mehr Bauland zur Verfügung 
stellen können. 

Verhältnis 
Arbeitnehmer - Arbeitgeber: 
Eigene Wege 
Wenn ich vorhin von der Volks­
wohlfahrt sprach, so bedeutet das  
auch Cichcrung der unicrcn so-
z ^ l e n  Belange. Dies ist aber nur 

möglich, wenn man sich keiner De­
magogie hingibt und die Kuh, die 
man melken will, nicht umbringt. 
Diese Kuh ist für uns in Liechten­
stein die Industrie und das Gewer­
be, das heisst in dürren Worten ge­
sagt, die sozialen Abgaben müssen 
sich in einem gewissen vernünf­
tigen Rahmen halten. Ich sehe 
keine Förderung der sozialen 
Belange unseres Landes in dem 
Versuch, ausländische Modelle der 
Mitbestimmung, die meist parteipo­
litisch motiviert sind, zu kopieren. 
Wi r  müssen im Verhältnis von Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer bei 
unseigene Wege  gehen. 

Einkommens-
statt Erwerbssteuer 
Zu den sozialen Belangen zähle ich 
auch eine grössere Steuergerechtig­
keit. In früheren Jahrzehnten, als 
Xioc.h fast jeder Liechtensteiner ein 
eigenes Haus mit vermietbaren 
Räumen hatte, konnte man ver­
stehen, dass sich das Volk gegen 
die Einführung; der  " Einkommen­
steuer stellte. Dieser Zustand hat 
sich geändert und die überwiegen­
de Mehrheit der  Liechtensteiner 
sind Arbeitnehmer, von denen viele 
kein Vermögen besitzen, das einen 
entsprechenden Ertrag abwirft, 
daher wäre es ein Nonsens, die 
Erwerbsteuer in der jetzigen Form 
beizubehalten. Es sollte daher mög­
lichst bald eine richtige Einkom­
mensteuer eingeführt werden. 

öffentliche Bauten: 
Zweckmässigkeit 
statt Monumentalismus 
Die Aufgaben, welche auf den Staat 
zukommen, beanspruchen grosse fi­
nanzielle Leistungen von Seiten des 
Landes. Da leider die Geldmacherei 
keine Lösung ergibt, so heisst dies, 
dass wir mit den Geldern, die dem 
Land und den Gemeinden zur Ver­
fügung stehen, sparsam umgehen 
müssen. Hüten wir uns, in Bauvor­
haben Monumente für die Zukunfte 
zu errichten, aus welchen dann ge­
waltige Pyramiden werden, die mit 
ihrem Gewicht Land und Leute von  
Liechtenstein erdrücken. Das heisst, 
dass wir beim Bau v o n  öffentlichen 
Gebäuden, wie zum Beispiel auch 
von Schulen, vom Standpunkt der 
Zweckmässigkeit ausgehen und uns  
nicht von lokaler Eitelkeit be­
einflussen lassen. 

Strassenbau dem Bedarf 
anpassen 
Der Strassenbau ist so zu führen, 
dass er einem wirklich vorhande­
nen Bedarf angepasst wird und  
nicht irgendwelchen Phantasien be­
züglich möglicher Verkehrsent­
wicklungen entspringt. Zum Bei­
spiel verlangt der jetzige grosszü­
gige Ausbau der Strasse zwischen 
Schaan und Nendeln, dass sie 
sowohl in Schaan, wie in Nendeln 
ihre verkehrsgerechte Weiterfüh­
rung bekommt. Es wäre nicht ge­
rechtfertigt, wenn man eine soge­
nannte Umfahrungsstrasse ausfüh­
ren würde, welche dann parallel 
zur Strasse Nendeln-Schaan läuft. 
Wir  werden daher auch nicht den 
Durchzugsverkehr übernehmen, der 

die künftige autobahnmässig ausge­
baute Arlbergstrasse benützend, die 
Schweizer 3 erreichen will. Dies 
würde nämlich eine ebenfalls auto­
bahnmässig ausgebaute Strasse an  
Schaanwald, Nendeln, Mauren, 
Eschen vorbei bis Bendern be­
deuten. 

Umweltschutz: 
Kein leeres Wort 
Für uns in Liechtenstein ist der 
Ausdruck Umweltschutz kein leeres 
Wort. Ich bin überzeugt, wenn wir 
hier im Lande den Forderungen des 
(Jmweltschutzes nachleben, die 
St. Galler als loyale Nachbarn den 
liechtensteinischen Wünschen be­
züglich der direkt an der Grenze 
stehenden Destillationsanlage Fol­
ge  leisten werden. Diesen Wün­
schen nach vermehrtem Schutz ge­
gen die Luftverschmutzung könnte 
durch Investitionen entsprochen 
werden, die nicht allzu schwer 
fallen sollten, wenn man bedenkt, 
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Landtag 
Konstituierende Sitzung 
Landtagspräsident: Fürstlicher Ju ­
stizrat Dr. Gerard Batliner, Eschen 
(FBP) — Landtagsvizepräsident: Dr. 
Karlheinz Ritter, Vaduz (VU). 

Schriftführer: Josef Frommelt, 
Triesen (FBP), Werner Gstöhl, 
Eschen (VU). 

Finanzkommission: Präsident: Dr. 
Gerard Batliner, Eschen (FBP). Mit­
glieder: Hilmar Ospelt, Vaduz 
(FBP), Dr. Ernst Büchel, Gamprin 
(FBP), Dr. Franz Beck, Schaan (VU) 
und Werner Gstöhl, Eschen (VU). 

Geschäf tsprUf ungskommission: 
Präsident: Anton'  Gerner, Eschen 
(FBP), Emanuel Vogt, Balzers (FBP), 
Cyrill Büchel, Gamprin (VU). 

Nominationen und Wahlen in der 
Gesdhäftssitzung 
Fürstlicher Regierungschef: Dr. 
Walter  Kieber (FBP) — Regierungs­
chef-Stellvertreter: Hans Brunhart 
(VU). 

Regierungsräte: Dr. Georg Malin, 
Mauren (FBP), Hans Gassner, Trie-
senberg (FBP) und  Dr. Walter 
Oehry, Gamprin (VU). 

Regierungsrat-Stellvertreter: Ed­
win Nutt, Vaduz (FBP), Walter 
Gstöhl, Balzers-Heiligwies (FBP), 
Hugo Wohlwend, Schellenberg 
(FBP), Ernst Gassner, Triesenberg 
(VU) und Beat Hasler, Ruggell 
(VU). 

V erwaltungsbeschwerdeinstanz 
(VBI): Präsident: Dr. Peter Ritter, 
Vaduz — Vizepräsident: Frau Bri­
gitte Feger-Büchel, Schaan — 
Rekursrichter: Rony Frick, Schaan; 
Rudolf Marxer, Mauren; Walter 
Matt, Vaduz; Arthur Meier, 
Mauren. — Stellvertretende Rich­
ter: Josef Brendle, Schellenberg; 
Viktor Frommelt, Triesen; Karl 
Ospelt, Vaduz; Bruno Batliner, 
Eschen. 

Ueber die weiteren Wahlgeschäf­
te berichten v i r  in u.uc.ver Sans-, 
tagausgabe. 


